stichworte


„Tank- und Rastanlage Donnersberg" bei Steinbach

Das Planfeststellungsverfahren für die „Tank- und Rastanlage Donnersberg" ist im Juni 2005 eingeleitet worden. Der Landesbetrieb Mobilität Kaiserslautern (LBM) hat die Planung im Auftrag des Landes Rheinland-Pfalz erstellt, das dabei die Auftragsverwaltung des Bundes erfüllt. Laut Planung soll die „Tank- und Rastanlage in Kompaktbauweise" durch den Ausbau des vorhandenen, unbewirtschafteten Rastplatzes bei Steinbach entstehen. Dieser sei mit zwölf Parkplätzen für Pkw und drei Parkplätzen für Lkw je Fahrtrichtung für ein prognostiziertes Verkehrsaufkommen auf der A 63 von 41.000 Fahrzeugen pro Tag im Jahr 2020 unzureichend, so der LBM. Entstehen sollen in Fahrtrichtung Kaiserslautern 89 Pkw- und 65 Lkw-/Busparkplätze, in Fahrtrichtung Mainz 73 beziehungsweise 50. Die Planung umfasst zunächst den Bau der Aus- und Einfädelspuren, der Fahrgassen, der Parkplätze, der Entwässerungseinrichtungen, Geländemodellierungen und die Herstellung von landespflegerischen Maßnahmen. Die eigentlichen Gebäude und Tankanlagen der Raststätte sind nicht Gegenstand der Planung. Für diese Einrichtungen müssten gesonderte Bauanträge gestellt werden. Bislang gibt es an der A 63, die seit 2004 durchgängig zwischen Mainz und Kaiserslautern verläuft, keinen bewirtschafteten Rastplatz. (kra)


Planfeststellungsverfahren

Das Planfeststellungsverfahren ist das Genehmigungsverfahren für größere Infrastrukturvorhaben, die eine Vielzahl von öffentlichen und privaten Interessen berühren, beispielsweise den Natur- oder den Lärmschutz. Ohne dieses Instrument wäre eine effiziente Planung bei Großprojekten kaum möglich. Es ist gesetzlich vorgeschrieben für neue Straßen und Autobahnen. Im Verfahren und in der abschließenden Entscheidung, dem Planfeststellungsbeschluss, findet eine umfassende Abwägung zwischen allen berührten öffentlichen und privaten Belangen statt. Es ist Ziel des Verfahrens, möglichst alle Interessen unter einen Hut zu bringen. Die Pläne werden einen Monat lang in den Verwaltungen der betroffenen Gemeinden zur Einsicht ausgelegt, auf die Auslegung wird durch öffentliche Bekanntmachung hingewiesen. Jeder, dessen Belange durch die Maßnahme berührt werden, kann dann innerhalb von zwei Wochen nach Ende der Auslegung Einwendungen erheben. Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendungen ausgeschlossen. Erfahrungsgemäß ist bei einem Planfeststellungsverfahren mit einer Dauer von mehr als einem Jahr zu rechnen. Gegen den Planfeststellungsbeschluss, mit dem das Verfahren beendet wird, sind Rechtsmittel - also Klage - möglich. (ovi/jüm)


Erörterungstermin

Ein Erörterungstermin hat im Planfeststellungsverfahren eine gesetzlich verankerte Funktion. Gegenstand und Zweck des Termins ist es, die erhobenen Einwände gegen ein Projekt/eine Planung zu erörtern. Erörterungstermine sind grundsätzlich nicht öffentlich, sondern nur zugänglich für Einwender, Antragsteller, Gutachter und die Genehmigungsbehörde. Wenn jedoch keiner der Beteiligten Einwände hat - wie im vergangenen Jahr in Steinbach -, kann der Termin öffentlich gemacht werden. Mit diesem ist das Anhörungsverfahren abgeschlossen. (kra)
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